
Liste Fritz Pressespiegel 
KW 39

Von 23.September bis 
29.September 2024



*[0pt4w0-aacgbc] <r+8

Innsbruck – Schon Altlandes-
hauptmann Günther Platter 
(VP) wollte eine Bettenober-
grenze für neue Hotels in 
Tirol einziehen. Bei 330.000 
Betten sollte Schluss sein. 
Doch gesetzlich wurde die 
landesweite Beschränkung 
nie verankert. Auf Antrag der 
Liste Fritz hat jetzt der Verfas-
sungsdienst des Landes  diese 
Forderung geprüft und dem 
Ansinnen eine Absage erteilt. 
Eine verbindliche Betteno-
bergrenze für (neue) Beher-
bergungsgroßbetriebe wür-
de nämlich eine erhebliche 
Grundrechtseinschränkung 
bedeuten.

Das Gutachten wurde dem 
Landtag Anfang September 
zugeleitet, bei Sonderflä-
chenwidmungen für Groß-
hotels kann eine Obergren-
ze von 300 Betten ebenfalls 
nicht begründet werden.  
Generell geht es um einen 
unzulässigen Eingriff in die 

Erwerbsfreiheit sowie des Ei-
gentums, außerdem würde 
in die Niederlassungsfreiheit 
der EU eingegriffen.

Der für die Bodenpolitik zu-
ständige Landeshauptmann-
stellvertreter Josef Geisler (VP) 
nimmt vielmehr die Gemein-
den in die Pflicht. „Sie können 
in ihren Raumordnungskon-
zepten Obergrenzen festle-
gen, das wird vom Land auch 
gewünscht.“ Allerdings gibt 
Geisler zu, dass diese regional 
restriktiveren Regelungen na-
türlich anfechtbar sind. Es be-
nötige deshalb eine differen-
zierte, regionale Betrachtung, 
wonach Betriebe mit mehr 
als 300 Betten den örtlichen 
Raumordnungsinteressen wi-
dersprechen würden.

Liste-Fritz-Klubchef Mar-
kus Sint wirft der Regierung 
hingegen mangelnden Willen 
zur Lösung vor. (pn)

Mehr auf Seite 4

Grenze von 
300 Betten 

ist vom Tisch
Landesweite Beschränkung auf 300 
Betten in Hotels wäre verfassungs- 
und EU-widrig. Verfassungsdienst 

des Landes erteilt klare Absage.



Markus Sint stellte die Dringlich-

keitsanträge vor. Foto: Liste Fritz

Innsbruck – Schwoich, Schar-
nitz, Reutte: nur drei Orte, in 
denen geplante Bodenaus-
hubdeponien in den vergan-
genen Wochen und Mona-
ten auf heftigen Widerstand 
in der Bevölkerung stießen.  
„Die Bürgerinnen und Bür-
ger fühlen sich hilflos ange-
sichts dieses Wildwuchses 
von Deponien im Land. Das 
könnte aber leicht beendet 
werden“, sagt Markus Sint, 
Klubobmann der Liste Fritz. 
Die Novelle im Abfallwirt-
schaftsgesetz gehe zwar ei-
nen winzigen Schritt in die 
richtige Richtung, reiche aber 
bei Weitem noch nicht aus.

Im kommenden Oktober-
landtag bringt die Liste Fritz  
zwei Dringlichkeitsanträ-
ge wieder ein. „Zum einen 
fordern wir, die Sonderflä-
chenwidmung für Deponie n 
einzuführen“, sagt er. Die 
Gemeinden bekämen damit 
nicht nur mehr Mitsprache-
recht, sondern „wirkliche 
Entscheidungskompetenz“. 
Die Projektwerber müssten 
dann direkt bei der Gemein-
de vorstellig werden. „Damit 
besteht dann die Möglichkeit, 
etwaige Standorte von vorn-
herein auszuschließen bzw. 
bessere Standort zu finden“, 
ist Sint überzeugt.

Der zweite Dringlichkeits-
antrag dreht sich um die 
Einführung einer Bedarfs-
prüfung. „Bei Golfplätzen, 
Steinbrüchen oder sogar Bor-
dellen ist diese notwendig. 
Bei Deponien aber nicht.“ 
In Tirol gibt es rund 200 Bo-
denaushubdeponien. Da-
mit seie n genug Kapazitäten 
über Jahre vorhanden – in 
allen Bezirken. „Deshalb ist 
eine Bedarfsprüfung notwen-
dig und gerechtfertigt“, sagt 
Marku s Sint. (smo)

Deponien: 
Mitsprache 
gefordert
Gemeinden sollen 

bei Deponie-

Genehmigungen 

besser einbezogen 

werden.

Wörgl –
um den neuen Fahrplan des
Wörgler Citybus reißen nicht
ab. Inzwischen lenkt der neue
R
kehr Hubert Aufschnaiter (VP/
Wörgl bewegen) die Agenden.
Seine Vorgängerin Iris Kahn
(Grüne) 
nicht so stehen lassen und be
kommt dabei Unterstützung
von der Liste Hedi Wechner,
Wir für Wörgl und der Frei
heitlichen 
ner Pressekonferenz konterten
die Fraktionsführer am Freitag
Vorwürfe gegen Kahn, wonach

sie das Chaos zu verantworten
hätte. „Ich 
aufgaben als politische Vertre
terin gemacht. Eine konkrete
Ausgestaltung des Fahrplans
war nicht meine Aufgabe“,
betont

waren neben Kahn 
terInnen des Bauamts, der
Verkehrsverbund Tirol sowie
das ausführende Busunter
nehmen Lüftner. Dass Letz
teres nun betont, die Um
stellung 

Von Simone Tschol

Reutte –
leben, von der Höfener auf
die Lechaschauer Alm wan
de
blüte in Martinau bei Elmen
bestaunen: Das und vieles
mehr ist im Außerfern auch
für 
t
auf Grundlage eines eige
nen Konzeptes zum Bau von
Wanderwegen für Menschen
mit Mobilitätseinschränkun
gen werden im Bezirk roll
stuhltaugliche Wanderwege
realisiert. Sechs 
fertig. Dazu zählen der Al
pe
ner Alm zur Lechaschauer
Alm, der Zugang zu den Stui-
benfällen, der Wanderweg
z
wanger See, der Wanderweg
am 
weg am Schlosskopf und der
R

„



PHILIPP NEUNER

Tiroler Politik
Inoffiziell

Wildwuchs bei
Aushubdeponien

E
ine Gesetzesnovelle
zum Abfallwirtschafts-
gesetz gibt wie berichtet

den Gemeinden in Tirol
zwar mehr Mitsprache,
„aber das genügt bei weitem
nicht“, erläuterte gestern
Liste-Fritz-Klubchef Mar-
kus Sint, der sich seit Jahren
mit der Materie beschäftigt.
Nicht nur er ortet einen
Wildwuchs bei Bodenaus-
hubdeponien, auch die Lan-
desumweltanwaltschaft äu-
ßerte sich zuletzt kritisch.
Sint will mit zwei Dring-

lichkeitsanträgen „erstens
eine Sonderflächenwidmung
und zweitens eine Bedarfs-
prüfung für Bodenaushub-
deponien einfordern“, wie er
gestern erläuterte. „Mitspra-
che ist das eine, die Hebel in
der Hand zu halten und
selbst entscheiden zu kön-
nen, ist das andere!“
In den vergangenen sechs
Jahren habe die Liste Fritz
22 Landtagsinitiativen zur
Lösung des Problems ge-
setzt. „Zuerst haben ÖVP
und Grüne blockiert, jetzt
blockieren ÖVP und SPÖ!“
Dabei bringe die Sonderflä-
chenwidmung nur Vorteile

mit sich: „Bei Widmungen
entscheidet die Gemeinde,
sprich der Gemeinderat. Mit
einer Sonderflächenwid-
mung hat es die Gemeinde
in der Hand, ob sie eine De-
ponie im Dorf will oder
nicht. Auch ist der Deponie-
werber gezwungen, die Ge-
meinde über sein Vorhaben
und den Standort zu infor-
mieren. Damit besteht dann
die Möglichkeit, etwaige
Standorte von vornherein
auszuschließen bzw. bessere
zu finden“, zeigt Sint auf.
Dringlichkeitsantrag
Nummer 2 in dieser Sache
ist die Bedarfsprüfung: An-
ders als bei Golfplätzen,
Steinbrüchen oder Bordel-
len braucht es für Deponien
keine – „obwohl die Auswir-
kungen bei Deponien un-
gleich größer und auch die
Belastungen für die Anrai-
ner ungleich höher sind“.
Die freien Kapazitäten in
den Bezirken reichten noch
für Jahrzehnte – „und doch
vergeht kein Monat ohne
Ansuchen für neue bzw. Ge-
nehmigungen von neuenDe-
ponien in ganz Tirol“, wun-
dert sich der Klubobmann.

Sonderflächenwidmung und Prüfung, ob

Bedarf besteht, fordert Liste Fritz

Da
te

Tiro
l
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D
en Kreisverkehr Mittereg-
ger Kreuz in Lienz passie-
ren im Durchschnitt

23.000 Fahrzeuge, zu den Spit-
zenzeiten sind es 29.000. Statis-
tisch durchqueren 494 Sattel-
und Lastzüge täglich die Stadt,
wie Günter
Emberger, Ver-
kehrswissen-
schafter an der
Technischen
Universität
Wien, im Rah-
men einer Po-
diumsdiskus-
sion darlegte.
Emberger äu-
ßerte darüber
hinaus massi-
ve Zweifel an
den Ergebnis-
sen jenen
Transitstudien, die Kärnten im
Jahr 2021 und Tirol im Jahr 2022
in Auftrag gegeben haben. Zur
Veranstaltung hatte der Verein
Osttirol Natur mit Obfrau Rena-
te Hölzl in den Gemeindesaal in
Amlach geladen.

Die Tiroler Studie der Autoren
Köll und Lechner kommt zum
Schluss, dass der Transit-
Schwerverkehr auf der Drautal-
straße in Osttirol nur einen sehr
geringen Anteil am Gesamtauf-
kommen ausmacht. Darum las-
se sich ein Lkw-Fahrverbot über
7,5 Tonnen auf der Drautalstraße
nicht rechtfertigen.

Ungenauigkeiten und der
Ausfall der Zählstelle in Greifen-

burg, wo das Land Kärnten eine
Umfahrung plant, würden in der
Tiroler Studie immerhin er-
wähnt. Allerdings basiere sie
auf drei weiteren Studien, die
wiederum nicht erhältlich seien.
Zum Thema Zumutbarkeit von
Lkw-Umwegen würde nur der
wirtschaftliche Aspekt, nicht

aber die Zu-
mutbarkeit für
die Bevölke-
rung erwähnt,
monierte der
Verkehrsfor-
scher.

Noch weit
kritischer
sieht Ember-
ger die Tatsa-
che, dass die
Studie des Au-
toren Gerald
Höher zum
Transit auf der

B 100 in Kärnten von der dorti-
gen Landespolitik unter Ver-
schluss gehalten wird. Nach
zwei Jahren Hartnäckigkeit sei-
en ihm nur Auszüge übermittelt
worden. Der Ausfall der Zähl-
stelle in Greifenburg im Unter-
suchungszeitraum bleibe uner-
wähnt. Völlig untauglich sei da-
rüber hinaus die Definition von
Transit in den Unterlagen. 

Als Transitverkehr würde näm-
lich nicht jeder Lkw gewertet,
der das Untersuchungsgebiet
durchfährt, weil es Ausnahme-
gründe gibt: Schafft der Lkw die
Strecke nicht in einer bestimm-
ten Zeit, weist man ihm auto-

matisch Ladetätigkeit zu. Auch
dann, wenn er einfach nur ange-
halten hatte. Nicht gezählt wer-
den weiterhin gleich alle Lkw
mit österreichischen Kennzei-
chen und sogar jene mit Kenn-
zeichen aus Nachbarländern wie
Italien und Slowenien. 

Und fährt ein Lkw doch mit
ausländischen Kennzeichen,
reicht allein ein Österreichbezug
auf der Plane des Anhängers,
um ihn nicht als Transitfahr-
zeug zu zählen. „Die Zahlen kön-
nen also nicht stimmen, son-
dern sind um ein Vielfaches hö-
her. Man muss die Fahrer fragen,
wohin sie unterwegs sind.“

Raumplaner Robert Unglaub
vom Büro Archi Noah wies auf
die Folgen der einzelnen Orts-
umfahrungen auf der Ost-West-
Strecke zwischen der Tauernau-
tobahn und der Brennerauto-
bahn (E66 beziehungsweise
S46) hin. In Summe lässt sich
durch den Ausbau die Fahrzeit
um eine halbe Stunde verkür-
zen. „Frächter nehmen Umwege
sofort in Kauf, wenn es sich fi-
nanziell für sie auszahlt.“ 

Besonders verkehrsbeschleu-
nigend und damit einladend sei
ein schnellstraßenartiger Aus-

bau, wie etwa neu in Percha in
Südtirol oder in Lehndorf-Rad-
lach West. Unglaub: „20 Prozent
des Schwerverkehrs müssen
nachweislich Transit sein, sonst
hat ein Fahrverbot überhaupt
keine Chance.“

Den Publikumsfragen stellten
sich einige politische Vertreter:
Bundesrat Markus Stotter
(ÖVP), die Landtagsvizepräsi-

dentin und Lienzer Bürgermeis-
terin Elisabeth Blanik (SPÖ) so-
wie die Tiroler Landtagsabge-
ordneten Alexander Gamper
(FPÖ), Gebi Mair (Grüne) und
Markus Sint (Liste Fritz). 

Sint beharrte auf der Wiederein-
führung eines Direktzuges nach
Innsbruck zusätzlich zum Bus.
Diese Busverbindung könne
künftig statt mit Diesel mit
Stromfahrzeugen bedient wer-
den, Umweltministerin Gewess-
ler habe entsprechende Förde-
rungen entwickelt, erläuterte
Gebi Mair. 

Alexander Gamper berichtete
von der „Cash Cow“ der Ge-

schwindigkeitsmessungen in
seiner Heimatstadt Kitzbühel.
Markus Stotter ist Bürgermeis-
ter in Oberlienz und sieht Tem-
polimits kritisch, wenn die
Überwachung nicht gewährleis-
tet werden kann. „Bei uns fährt
einer dreimal am Tag mit 120
durch das Ortsgebiet.“ Elisabeth
Blanik will sich zum Thema Mo-
bilität künftig direkt an die Be-
völkerung in Südtirol wenden.
„Politisch haben wir bei unseren
Nachbarn keine Unterstützung
zu erwarten, leider. Aber ich ge-
be die Hoffnung nicht auf.“

Deutlich und einstimmig
lehnten alle den Bau eines
Scheiteltunnels am Plöcken ab.

Warnung vor
Transitlawine durch
Drautal und Osttirol

Verkehrswissenschafter Günter Emberger und 
Raumplaner Robert Unglaub äußerten starke Zweifel an

Zahlen in den Transitstudien zur B 100 Drautalstraße.

Von Christoph Blassnig Verkehrs-

experte Günter

Emberger

sprach, die

politischen

Vertreter 

hörten zu

”Wer Transitverkehr 

feststellen will, muss an

den Kontrollstellen die

Fahrer befragen. Die

Kennzeichen oder 

Planen sagen nichts

über ihre Routen aus.

Günter Emberger,

Verkehrsforscher TU Wien

“

Der Lindensaal

in Amlach war

gut besucht

CHRISTOPH BLASSNIG (3)

Robert Unglaub: „Man muss 

alle Ortsumfahrungen als ein 

Gesamtsystem betrachten“
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